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Vorwort  

Die Bundesländer Rheinland-Pfalz und Niedersachsen führten am 19.03.2018 in Berlin ein Länder-

Fachgespräch zum Thema „behördliche Altersfeststellung“ bei unbegleiteten minderjährigen Flüchtlingen 

(umF) durch. Der inhaltliche Fokus lag auf der behördlichen Altersfeststellung durch die qualifizierte Inau-

genscheinnahme (§ 42f SGB VIII), der genaueren Beschreibung von Zweifelsfällen und medizinischen 

Verfahren, die in Zweifelsfällen von Amtswegen veranlasst werden. Die behördliche Altersfeststellung 

wurde durch Expertinnen und Experten unterschiedlicher Disziplinen aus rechtlicher, jugendhilfeprakti-

scher und medizinischer Perspektive diskutiert, um Entwicklungsanforderungen zu identifizieren. Insbe-

sondere ging es darum, den Begriff der „Zweifelsfälle“ näher zu fassen. Teilnehmende waren Vertreterin-

nen und Vertreter des Bundes, der Länder, der Landesjugendämter, der Kommunen sowie weitere Exper-

tinnen und Experten.  

Die Befunde des Fachgespräches werden im Folgenden durch das Institut für Sozialpädagogische For-

schung Mainz (ism gGmbH) zusammenfassend dokumentiert. Bestandteil der Dokumentation sind dabei 

sowohl die Vorträge der geladenen Expertinnen und Experten, als auch die Ergebnisse der Diskussion. Die 

Programmstruktur stellt sich folgendermaßen dar: 
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Programm  
 

10.30 – 

11.00 Uhr 

Begrüßung und Einführung in das Thema  

Herr Klaus Peter Lohest (Abteilungsleiter Familie, Kinder und Jugend des Ministeriums für Familie, Frau-

en, Jugend, Integration und Verbraucherschutz Rheinland-Pfalz)  

Herr Dr. Hans-Joachim Heuer (Abteilungsleiter Migration und Generationen des  Niedersächsisches Minis-

terium für Soziales, Gesundheit und Gleichstellung)  

11.00 – 

12.00 Uhr 

Die Altersfeststellung aus rechtlicher Perspektive - Rechtliche Würdigung § 42f SGB VIII: Chancen, Her-

ausforderungen und Fallstricke: 

Herr Prof. Dr. jur. Guido Kirchhoff (Ostfalia Hochschule für angewandte Wissenschaften– Fakultät Handel 

und Soziale Arbeit) 

Frau Dr. Heike Schmid-Obkirchner (Referentin für Rechtsfragen der Kinder- und Jugendhilfe des Bundes-

ministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend)  

12.00– 

13.00 Uhr 

Die Altersfeststellung aus jugendhilfepraktischer Perspektive - Blick in die Praxis der Jugendämter: 

Erfahrungsbericht 1: Herr Carsten Lang (Jugendamtsleiter der Stadt Trier)  

Erfahrungsbericht 2: Herr Martin Albinus (Jugendamtsleiter der Region Braunschweig des Nieder-

sächsischen Landesamtes für Soziales, Jugend und Familie)  

Fachliche Kommentierung 1: Herr Lucas Johannes Herzog (Abteilungsleiter des Bereichs Erziehungshilfen 

im Jugendamt der Stadt Stuttgart)  

Fachliche Kommentierung 2: Herr Dr. Dirk Bange (Abteilungsleiter Familie und Kindertagesbetreuung 

der Behörde für Arbeit, Soziales, Familie und Integration Stadt Hamburg) 

 Mittagspause und Imbiss  

13.45 – 

14.45 Uhr 

Die Altersfeststellung aus medizinischer Perspektive - Würdigung der Verfahren der medizinische Alters-

feststellung:  

Herr Dr. med. Eckhard Korsch (Oberarzt Neonatologie, Allergologie, Endokrinologie der Kliniken der Stadt 

Köln gGmbH)  

Herr Prof. Dr. med. Andreas Schmeling (stellv. Direktor des Instituts für Rechtsmedizin des Universitäts-

klinikums Münster)  

14.45 – 

16.00 Uhr 

Diskussion  

Moderierte Diskussion  
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 Zusammenfassung 1.

 

Die zentralen Erkenntnisse des Länder-Fachgespräches zum Thema „behördliche Altersfeststellung“ bei 

unbegleiteten minderjährigen Flüchtlingen lassen sich wie folgt zusammenfassen:  

Derzeit ist die exakte Bestimmung des Lebensalters weder auf medizinischem, psychologischem, päda-

gogischem noch auf anderem Wege möglich. Alle Verfahren können allenfalls Näherungswerte liefern 

bzw. Alterspannen angeben. Daher besteht ein Graubereich zwischen Minder- und Volljährigkeit, in dem 

der Zweifelsfall zur medizinischen Altersfeststellung führt. Die bisherige Rechtsprechung sieht insofern 

einen Graubereich zwischen dem 18. und 23. Lebensjahr vor. Vor dem Hintergrund der Beachtung des 

Minderjährigenschutzes beginnt der Graubereich, in dem Zweifelsfälle auftreten können, folglich ab dem 

18. Lebensjahr und ist dann gegeben, wenn keine einvernehmliche Altersfeststellung nach der qualifizier-

ten Inaugenscheinnahme vorliegt. Das bedeutet, der Betreffende auf seine Minderjährigkeit besteht, dem 

Jugendamt jedoch Hinweise auf ein Alter von bis zu unter 23 Jahren vorliegen. Junge Menschen, die im 

Rahmen der qualifizierten Inaugenscheinnahme auf 16 bis 17 Jahre geschätzt werden, sind nicht als 

benannte Zweifelsfälle einzustufen.  

Behördliche Altersfeststellung aus rechtlicher Perspektive: 

 Der § 42f SGB VIII sieht im Hinblick auf die Altersbestimmung junger Geflüchteter ein abgestuftes 

Verfahren vor, sodass eine Alterseinschätzung vor und während der vorläufigen Inobhutnahme erfolgt. 

 Gemäß § 42f SGB VIII besteht im Rahmen der behördlichen Altersfeststellung in der vorläufigen In-

obhutnahme bei unbegleiteten Minderjährigen in Zweifelsfällen eine Verpflichtung des Jugendamts 

zur Veranlassung einer ärztlichen Untersuchung, um das Alter des Betreffenden von Amtswegen fest-

zustellen. 

 Ein „Zweifelsfall“ i.S.v. § 42f Abs. 2 S. 1 SGB VIII liegt entsprechend dann vor, wenn nicht mit Sicher-

heit ausgeschlossen werden kann, dass ein fachärztliches Gutachten zu dem Ergebnis kommen wird, 

der Betroffene sei noch minderjährig (z.B. vgl. Bayerischer Verwaltungsgerichtshof, 5.4.2017, Az. 12 

BV 17.185). 

 Folglich hat das Jugendamt in Fällen, in denen Zweifel an der Minderjährigkeit des Betreffenden nicht 

auf andere Weise – im Zuge der qualifizierten Inaugenscheinnahme – beseitigt werden, von Amts 

wegen eine ärztliche Untersuchung zur Altersbestimmung zu veranlassen. Damit dienen medizinische 

Untersuchungen zur Altersfeststellung, in Ergänzung zum Verfahren der qualifizierten Inaugenschein-

nahme und nicht an ihrer Stelle, der Ausräumung, zumindest jedoch der Eingrenzung von Zweifeln. 

 Es besteht kein rechtlicher Handlungsbedarf im Sinne einer Veränderung des § 42f SGB VIII. Das in 

§ 42f vorgesehene abgestufte Verfahren wird als geeignet angesehen und soll beibehalten werden. 

Im Sinne des Minderjährigenschutzes wird die Verhältnismäßigkeit der Verfahren zur Altersfeststel-

lung durch das abgestufte Verfahren gewährleistet. 

 Es wird die Notwendigkeit von Auslegungshinweisen und Erläuterungen im Hinblick auf die rechtliche 

Auslegung und Identifizierung von Zweifelsfällen (siehe Kapitel 2.3.) gesehen, in deren Folge von 

Amtswegen eine medizinische Altersfeststellung vom Jugendamt veranlasst werden muss. 

Behördliche Altersfeststellung aus jugendhilfepraktischer Perspektive 

 Im Rahmen der vorläufigen Inobhutnahme ist von Amtswegen eine Altersfeststellung durchzuführen. 

Kann mittels der Einsichtnahme in Ausweispapiere das Alter nicht zweifelsfrei festgestellt werden, 

kommt das Verfahren der qualifizierten Inaugenscheinnahme zum Einsatz. Sie ist von Rechtswegen 

als Verfahrensschritt der medizinischen Untersuchung stets vorgeschaltet. Die qualifizierte Inaugen-

scheinnahme stellt sich in der Praxis als ein hoch professionalisierter Prozess dar, der in der Regel zu 

einer einvernehmlichen Klärung des Alters führt. 
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 Bundesweit gestalten sich die zu erfüllenden Aufgabe für alle Jugendämter zwar gleich, die Rahmen-

bedingungen der Umsetzung sich mitunter jedoch deutlich unterschiedlich,  auch im Hinblick auf die 

Amtsgröße, die Erfahrungen und etablierten Vernetzungsstrukturen zeigt sich in diesem Zusammen-

hang derzeit noch ein heterogenes Bild. 

 Zum einen seien vor diesem Hintergrund Fachstandards erforderlich, um geltendes Recht besser 

umzusetzen und die qualifizierte Inaugenscheinnahme im oben beschriebenen Sinne durchführen zu 

können. Zum anderen bedarf es insbesondere hinsichtlich der Frage, wann es sich um einen Zweifels-

fall handelt, eindeutiger Auslegungshinweise. Begleitend zu den Auslegungshinweisen erfordert das 

komplexe Verfahren der Altersfeststellung eine auskömmliche Ausstattung mit personellen, zeitli-

chen und finanziellen Ressourcen der Jugendämter vor Ort sowie mitunter auch weiterführender Qua-

lifizierungsbedarf bei Fachkräften. 

Behördliche Altersfeststellung aus medizinischer Perspektive 

 Bei der medizinischen Altersfeststellung handelt es sich um ein sehr voraussetzungsvolles Unterfan-

gen, welches nicht zu einer exakten Feststellung des chronologischen Alters einer Person führen 

kann. Stattdessen kann – unter Einbezug von interdisziplinärer Expertise – im Rahmen mehrerer auf-

einander aufbauender Verfahrensschritte vom biologischen Alter auf eine Altersspanne rückgeschlos-

sen werden, innerhalb derer das chronologische Alter der Person mit hoher Wahrscheinlichkeit liegt.  

 Voraussetzung für die Durchführung aller Verfahrensschritte der medizinischen Altersfeststellung sind 

die Aufklärung und das Einverständnis der zu untersuchenden Person sowie die Anwesenheit einer 

Dolmetscherin bzw. eines Dolmetschers. Darüber hinaus bedarf es bei den durchführenden Ärztinnen 

und Ärzten ausgewiesener Expertise im Bereich der forensischen Altersdiagnostik, um eine fachge-

rechte Durchführung der im Verfahren notwendigen Analysen durchführen zu können.  

 Medizinische Verfahren der Altersfeststellung führen nicht zu einem zweifelsfreien Nachweis von 

Volljährigkeit. In der Folge können auch medizinische Altersgutachten letztlich nur Alterspannen mit 

einer Schwankungsbreite von mehreren Jahren ausweisen. Dabei gilt, dass auch auf Basis der medi-

zinischen Gutachten im Sinne des Minderjährigenschutzes stets vom angegebenen Mindestalter aus-

zugehen ist. 

 Bei der Erstellung eines medizinischen Altersgutachtens gilt es auch hier im Sinne des Minderjähri-

genschutzes und der Verhältnismäßigkeit, das vorgeschlagene abgestufte Verfahren zu berücksichti-

gen (siehe auch Kapitel 4.2.2). 

 Volljährigkeit lässt sich im Rahmen der vorgestellten medizinischen Untersuchung nur dann zweifels-

frei feststellen, wenn das chronologische Alter einer Person mindestens bei 19,5 Jahren liegt. 

 Für die Erstellung eines medizinischen Gutachtens ist dabei ein Team aus Fachärzt/innen notwendig. 

Alle Analyseschritte sind mindestens im Vier-Augen-Prinzip durchzuführen. Zusätzlich ist ein unab-

hängige/r koordinierende/r Gesamtgutachter/in notwendig (siehe auch Kapitel 4.2.1.). Dies stellt ho-

he organisatorische Anforderungen an bestehende Strukturen sowohl innerhalb der medizinischen 

Disziplin als auch hinsichtlich der Zusammenarbeit zwischen den Jugendämtern und ansässigen Ärz-

ten und Ärztinnen und muss weiter qualifiziert werden. 

 

Herausforderungen und Entwicklungsperspektiven 

Altersfeststellung bei minderjährigen Geflüchteten – Versachlichung der Debatte: 

Die aktuelle Debatte sollte daher zum Anlass genommen werden, die Tätigkeit der Kinder- und Jugendhil-

fe im Rahmen des Kindeswohls und Minderjährigenschutzes besser aufzustellen. Dazu braucht es neben 

abgesichertem empirischem Wissen auch eine (fach-)politische Öffentlichkeit für die Jugendämter und 

die dort tätigen professionellen Fachkräfte.  
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Kein Änderungsbedarf der rechtlichen Grundlage – Notwendigkeit von Auslegungshinweisen:  

Die für Jugendämter verpflichtend vorgeschriebene Feststellung des Alters eines jungen Menschen im 

Rahmen der vorläufigen Inobhutnahme gem. § 42f SGB VIII wird hinsichtlich Verwaltungsverfahren und 

Vorgehensweise in den Ländern und Kommunen unterschiedlich umgesetzt. Zudem existieren unter-

schiedliche landesrechtliche Regelungen zur Umsetzung sowie landesspezifische Konkretisierungen und 

Ausgestaltungen der gesetzlichen Rahmungen. Hieraus resultiert die Notwendigkeit der Klarstellung bzw. 

Erläuterung der Auslegung der Rechtsnorm, die zu einer bundesweit einheitlichen Auslegung beitragen 

könnte. 

Die Altersfeststellung – Primat der Kinder- und Jugendhilfe erhalten 

Bei der qualifizierten Inaugenscheinnahme handelt es sich um ein ausdifferenziertes Verfahren, welches 

in der Regel verlässlich in eine einvernehmliche Altersfeststellung mündet. Entsprechend sind die Ju-

gendämter auf der Grundlage eines komplexen sozialpädagogisch-diagnostischen Verfahrens dafür ge-

eignet und dazu in der Lage, der Aufgabe der Altersfeststellung in angemessener Form hoch-professionell 

nachzukommen. Letztlich besteht aus rechtlicher wie praktischer Perspektive kein Zweifel, dass die quali-

fizierte Inaugenscheinnahme auch weiterhin der medizinischen Altersfeststellung rechtlich voranzustellen 

und letztere lediglich bei Fortbestehen begründeter Zweifel in Ergänzung durchzuführen ist.  

Auskömmliche Ausstattung der Infrastruktur vor Ort – Anforderungen sichtbar machen 

Die Altersfeststellung wird grundsätzlich als Selbstverwaltungsaufgabe in Verantwortung der Träger der 

örtlichen Kinder- und Jugendhilfe durchgeführt. Viele – insbesondere kleine – Jugendämter waren im Jahr 

2015 jedoch erstmals mit der Aufnahme von unbegleiteten minderjährigen Flüchtlingen konfrontiert. 

Nicht immer können die Mitarbeiter/innen vor Ort daher auf ein entsprechendes Erfahrungswissen 

und/oder gewachsene Strukturen zurückgreifen.  

Vor dem Hintergrund, dass im Zweifelsfall bei der Altersfeststellung immer eine Kombination unterschied-

licher Verfahren notwendig ist, stellen sich hohe organisatorische Anforderungen an bestehende Struktu-

ren, sowohl innerhalb der sozialpädagogischen und medizinischen Disziplin als auch hinsichtlich der Zu-

sammenarbeit zwischen den Jugendämtern und ansässigen Ärzten und Ärztinnen. Neben Fragen der 

Rechtsauslegung und fehlender Richtlinien und Standards zum konkreten Vollzug der Rechtsnorm, ist 

demzufolge auch die Frage nach den Rahmenbedingungen zu stellen, die es zu schaffen gilt, damit die 

Kinder- und Jugendhilfe ihrem rechtlichen Auftrag in angemessener Form auch tatsächlich nachkommen 

kann. 

Handlungssicherheit für Fachkräfte (wieder) herstellen – Ausgestaltung von interdisziplinären Handlungs-

empfehlungen 

An mehreren Stellen in der Diskussion wurde auf eine zunehmende Verunsicherung sozialpädagogischer 

Fachkräfte in den Jugendämtern verwiesen, die sowohl auf die öffentliche und politische Diskussion, aber 

auch die unterschiedlichen Praktiken und Auslegungen zurückgeführt wird. Dies gilt dabei für die qualifi-

zierte Inaugenscheinnahme sowie für die medizinischen Verfahren gleichermaßen.  

Es zeigt sich ein großer Bedarf der Entwicklung von erweiterten interdisziplinären Handlungsempfehlun-

gen für einheitliche Standards hinsichtlich der Verfahren zur Altersfeststellung sowie der Konkretisierung 

der Rechtsauslegung. Diesbezüglich lässt sich aus den Erkenntnissen des Fachgespräches die Notwen-

digkeit der Erarbeitung interdisziplinärer Handlungsempfehlungen ableiten, die im Rahmen eines Modell-

projektes erarbeitet werden könnten.  
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 Einleitung  2.

Vor dem Hintergrund verstärkter Zuwanderung in den Jahren 2015/2016 ist auch die Anzahl unbegleite-

ter minderjähriger Flüchtlinge gestiegen, die in den Kommunen von der Kinder- und Jugendhilfe versorgt 

werden müssen. Im Zuge dieser herausfordernden Situation entstand eine gesetzliche Novellierung, die 

im SGB VIII u. a. den § 42 betrifft. Gemäß des „Gesetzes zur Verbesserung der Unterbringung, Versorgung 

und Betreuung ausländischer Kinder und Jugendlicher“ werden neueinreisende unbegleitete minderjähri-

ge Flüchtlinge seit November 2015 bundesweit und innerhalb der Bundesländer analog zu erwachsenen 

Flüchtlingen und Familien gemäß dem Königsteiner Schlüssel verteilt. Zudem wurde vor die reguläre In-

obhutnahme nach § 42 SGB VIII die sogenannte vorläufige Inobhutnahme (§ 42a SGB VIII) geschaltet.  

Unbegleitete minderjährige Flüchtlinge sind bei ihrer Ankunft in Deutschland zu rund 70 % im Alter zwi-

schen 16 und 18 Jahren. Bei Vorliegen der Minderjährigkeit werden sie entsprechend im Rahmen der 

Kinder- und Jugendhilfe betreut und stehen in Folge dessen aufgrund der UN-Kinderrechtskonvention, der 

EU-Aufnahmerichtlinie (2013/33/EU) und des SGB VIII bis zu ihrem 18. Lebensjahr unter besonderem 

Schutz. Vor diesem Hintergrund ist § 42f SGB VIII zum Verfahren der Alterseinschätzung von besonderer 

Relevanz.  

Nach § 42f Abs. 1 SGB VIII hat der örtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe im Rahmen der vorläufigen 

Inobhutnahme in einer qualifizierten Inaugenscheinnahme unter Einsichtnahme vorgelegter Ausweispa-

piere die Minderjährigkeit festzustellen. Bestehen Zweifel bzgl. des Alters, die nicht anderweitig ausräum-

bar sind, muss das Jugendamt von Amts wegen unter Einwilligung des jungen Menschen und seiner recht-

lichen Vertretung eine durch den Träger der öffentlichen Jugendhilfe veranlasste ärztliche Untersuchung 

zum Zweck der Alterseinschätzung und -feststellung durchführen. Dabei stehen die Verfahren der Alters-

einschätzung immer wieder im Fokus politischer, fachlicher und öffentlicher Diskussionen.  

Das Thema der Altersfeststellung ist durch z.T. tragische Ereignisse bei einzelnen jungen Geflüchteten 

(z. B. „Kandel“) über die mediale Berichterstattung in die politische Öffentlichkeit gerückt. Die Fragen, die 

sich aus der aktuellen Debatte ergeben sind indes genauso vielfältig wie die Herausforderungen, die mit 

ihrer Bearbeitung einhergehen. Die diskutierten Aspekte reichen von politischen Fragestellungen der kon-

kreten Ausgestaltung der Altersfeststellung in angedachten AnKER-Zentren über fachpolitische Fragen 

der Verortung dieser Aufgabe bei der Kinder- und Jugendhilfe und ob diese dort verbleiben oder zukünftig 

in andere Ressorts verlagert werden soll.  

Im Gegensatz zur medial stark diskutierten Altersproblematik erweist sich diese in der Praxis eher als 

nachrangig. Vielmehr stellt sich die Identitätsfeststellung junger Geflüchteter als ein gewichtigeres Prob-

lem dar. In der praktischen Umsetzung der Altersfeststellung verweisen verschiedene Rückmeldungen 

aus der Praxis darauf, dass die bisherige gesetzliche Regelung in § 42f SGB VIII ausreichend sei, es je-

doch zum Teil Unsicherheiten im Praxisvollzug gebe: Wann handelt es sich um Zweifelsfälle? Wie ist mit 

vorangegangenen (abweichenden) Altersfeststellungen anderer Behörden umzugehen? Kann bspw. das 

Prüfverfahren der Ausweisdokumente übersprungen werden, wenn dieses sehr umfangreich wäre? Wie 

gewichtet man den Schutz der Minderjährigen im Prozess der medizinischen Altersfeststellung? Was 

bedeutet in diesem Prozess Verhältnismäßigkeit? Die Liste der ungeklärten Fragen ließe sich noch deut-

lich erweitern.  

Die nachfolgende Dokumentation des Länder-Fachgespräches versucht auf einige der genannten Fragen 

eine Antwort zu finden. Dazu erfolgt im Weiteren eine zusammenfassende Darstellung der Inhalte der 

Vorträge der Expertinnen und Experten des Fachgespräches. Diese werden durch die Anmerkungen, Fra-

gen und Beiträge der weiteren Teilnehmenden ergänzt. Die Dokumentation fasst zentrale Aspekte der 

behördlichen Altersfeststellung aus rechtlicher, jugendhilfepraktischer und medizinischer Perspektive 

zusammen und bündelt im abschließenden Kapitel weiterführende Überlegungen, die sich aus der Dis-

kussion ableiten lassen. 
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 Die behördliche Altersfeststellung aus 3.

rechtlicher Perspektive 

 

Rechtliche Chancen, Herausforderungen und Fallstricke der behördlichen Altersfeststellung 

Folgende ExpertInnen wurden gehört. Ihre Präsentationen finden Sie im Anhang an diese Dokumentation.  

 

Herr Prof. Dr. jur. Guido Kirchhoff (Ostfalia Hochschule für angewandte Wissenschaften– Fakultät Handel und Soziale 

Arbeit)  

Er stellte in seinem Vortrag die rechtlichen Chancen, Herausforderungen und Fallstricke der behördlichen Altersfest-

stellung gemäß §42f SGB VIII bei unbegleiteten minderjährigen Flüchtlingen vor. Sein Fokus lag dabei auf der Be-

leuchtung der rechtlichen Grundlagen für das Verfahren der behördlichen Altersfeststellung inklusive der medizini-

schen Verfahren. 

 

Frau Dr. Heike Schmid-Obkirchner (Referatsleiterin für Rechtsfragen der Kinder- und Jugendhilfe des Bundesministe-

riums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend) 

Sie ging in ihrem Beitrag eingehender auf die rechtliche Auslegung des Begriffs der „Zweifelsfälle“ ein, bei deren 

Vorliegen von Amtswegen eine medizinische Altersfeststellung veranlasst werden muss.  

Bei der Betrachtung der behördlichen Altersfeststellung aus rechtlicher Perspektive können aus den Ex-

pertInnen-Beiträgen und den anschließenden Diskussionen die folgenden zentralen Aspekte zusammen-

fassend festgehalten werden:  

3.1 Das behördliche Verfahren zur Altersfeststellung gemäß § 42f SGB VIII 

Im Zuge der verstärkten Zuwanderung – auch von unbegleiteten minderjährigen Flüchtlingen – in den 

vergangenen Jahren erfolgte eine gesetzliche Novellierung des SGB VIII und des § 42 SGB VIII. Gemäß des 

„Gesetzes zur Verbesserung der Unterbringung, Versorgung und Betreuung ausländischer Kinder und Ju-

gendlicher“ werden neueinreisende unbegleitete minderjährige Flüchtlinge seit November 2015 bundes-

weit und innerhalb der Bundesländer analog zu erwachsenen Flüchtlingen und Familien gemäß dem Kö-

nigsteiner Schlüssel verteilt. Zudem wurde vor die reguläre Inobhutnahme nach § 42 SGB VIII die soge-

nannte vorläufige Inobhutnahme (§ 42a SGB VIII) geschaltet, in deren Rahmen die Altersfeststellung der 

unbegleiteten Minderjährigen erfolgt.  

Das Alter und die Feststellung desselben sind aus rechtlicher Perspektive für die Inobhutnahme relevant. 

Eine Inobhutnahme ist grundsätzlich nur für Kinder und Jugendliche vorgesehen. Rechtlich handelt es sich 

dabei um einen staatlichen Eingriff, der entsprechend  nur für unter 18-jährige Personen erfolgen darf und 

ohne Einwilligung bei erwachsenen Personen verboten ist.  
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Gesetzliche Grundlage: Sozialgesetzbuch (SGB) - Achtes Buch (VIII) - Kinder- und Jugendhilfe - (Artikel 1 des Gesetzes v. 26. Juni 

1990, BGBl. I S. 1163) 

§ 42f Behördliches Verfahren zur Altersfeststellung 

(1) Das Jugendamt hat im Rahmen der vorläufigen Inobhutnahme der ausländischen Person gemäß § 42a deren Minderjährigkeit 

durch Einsichtnahme in deren Ausweispapiere festzustellen oder hilfsweise mittels einer qualifizierten Inaugenscheinnahme einzu-

schätzen und festzustellen. § 8 Absatz 1 und § 42 Absatz 2 Satz 2 sind entsprechend anzuwenden. 

(2) Auf Antrag des Betroffenen oder seines Vertreters oder von Amts wegen hat das Jugendamt in Zweifelsfällen eine ärztliche 

Untersuchung zur Altersbestimmung zu veranlassen. Ist eine ärztliche Untersuchung durchzuführen, ist die betroffene Person durch 

das Jugendamt umfassend über die Untersuchungsmethode und über die möglichen Folgen der Altersbestimmung aufzuklären. Ist 

die ärztliche Untersuchung von Amts wegen durchzuführen, ist die betroffene Person zusätzlich über die Folgen einer Weigerung, 

sich der ärztlichen Untersuchung zu unterziehen, aufzuklären; die Untersuchung darf nur mit Einwilligung der betroffenen Person und 

ihres Vertreters durchgeführt werden. Die §§ 60, 62 und 65 bis 67 des Ersten Buches sind entsprechend anzuwenden. 

(3) Widerspruch und Klage gegen die Entscheidung des Jugendamts, aufgrund der Altersfeststellung nach dieser Vorschrift die 

vorläufige Inobhutnahme nach § 42a oder die Inobhutnahme nach § 42 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 abzulehnen oder zu beenden, 

haben keine aufschiebende Wirkung. Landesrecht kann bestimmen, dass gegen diese Entscheidung Klage ohne Nachprüfung in 

einem Vorverfahren nach § 68 der Verwaltungsgerichtsordnung erhoben werden kann. 

Der § 42f SGB VIII sieht im Hinblick auf die Altersbestimmung junger Geflüchteter ein abgestuftes Verfah-

ren vor, sodass eine Alterseinschätzung vor und während der vorläufigen Inobhutnahme erfolgt.  

1. Erste Inaugenscheinnahme vor der vorläufigen Inobhutnahme: Zeigt sich im ersten Kontakt eine of-

fensichtliche oder mögliche Minderjährigkeit, so erfolgt die vorläufige Inobhutnahme durch den öf-

fentlichen Träger der Jugendhilfe.  

2. Wird um eine Inobhutnahme gebeten, dann muss eine Altersfeststellung von Amtswegen durchge-

führt werden. Zunächst erfolgt dazu die Einsichtnahme in Ausweispapiere. Können diese nicht vorge-

legt werden, sind unvollständig oder nicht plausibel, erfolgt im nächsten Schritt die qualifizierte Inau-

genscheinnahme.  

3. Die qualifizierte Inaugenscheinnahme (siehe dazu auch Kapitel 3 in diesem Dokument) ist ein hoch-

professionalisiertes und komplexes Verfahren und unterscheidet sich insofern von der „ersten“ Inau-

genscheinnahme. Die qualifizierte Inaugenscheinnahme ist im Vier-Augen-Prinzip von mindestens 

zwei qualifizierten Fachkräften unter Hinzuziehung eines Dolmetschers/einer Dolmetscherin durchzu-

führen.  

4. Das Ergebnis der qualifizierten Inaugenscheinnahme sollte einvernehmlich sein. Einvernehmen liegt 

dann vor, wenn insofern zwischen dem Jugendamt und dem/der Betreffenden bzw. dem/der rechtli-

chen Vertreter/in einvernehmlich/ohne bestehende Zweifel die Minder- oder Volljährigkeit als Ergeb-

nis des Verfahrens anerkannt wird. 

5. Führt die qualifizierte Inaugenscheinnahme nicht zu einer gemeinsamen Alterseinschätzung, d.h., 

bestehen nach der qualifizierten Inaugenscheinnahme seitens des Jugendamts Zweifel hinsichtlich 

des Alters des jungen Menschen, gibt es keinen Ermessensspielraum – es muss dann eine ärztliche 

Untersuchung veranlasst werden. Die medizinischen Verfahren stellen damit eine Ergänzung zur er-

folgten qualifizierten Inaugenscheinnahme dar und ersetzen diese nicht. Sie sind ausdrücklich auf 

Zweifelsfälle beschränkt.   

Darüber hinaus kann eine Altersfeststellung auch in Fällen erfolgen, in denen das Jugendamt auf Basis 

der ersten Inaugenscheinnahme von der Volljährigkeit des Betreffenden überzeugt ist und daher zunächst 

keine vorläufige Inobhutnahme veranlasst. Der/die Betroffene ist in diesen Fällen berechtigt einen Antrag 

auf Altersfeststellung zu stellen, um die eigene Minderjährigkeit nachzuweisen. 

Im Hinblick auf die Durchführung medizinischer Verfahren der Altersfeststellung ist zudem Folgendes zu 

beachten: 

 Die medizinischen Verfahren dürfen nur unter Einwilligung des Betreffenden erfolgen. Die Einwilligung 

ist dabei zu jedem einzelnen Schritt der ärztlichen Untersuchungen einzuholen. Zudem ist der Betref-

fende über Risiken und Folgen jedes Verfahrensschrittes aufzuklären – dies gilt auch für die einzel-

nen Schritte medizinischer Untersuchungen. 
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 Von Seiten des Betreffenden besteht eine Mitwirkungspflicht. Das bedeutet, wird die ärztliche Begut-

achtung verweigert, kann auch die Inobhutnahme verweigert werden. 

 Bestehen nach der ärztlichen Untersuchung immer noch Zweifel am Alter des jungen Menschen, ist 

im Sinne des Minderjährigenschutzes von Minderjährigkeit auszugehen. 

 Eine ärztliche Untersuchung unterbleibt, wenn 

o eine Person offensichtlich volljährig ist – d. h. selbst eingesteht, dass sie/er volljährig ist oder 

offensichtlich mindestens 23 Jahre oder älter ist (siehe dazu auch Definition des Grauberei-

ches für Zweifelsfälle Kapitel 2.3.). 

o die Altersfeststellung im Rahmen der qualifizierten Inaugenscheinnahme einvernehmlich er-

folgt ist. Das Ergebnis kann dabei sowohl eine einvernehmliche Feststellung der Minderjäh-

rigkeit als auch der Volljährigkeit des Betreffenden sein. 

3.2 Minderjährigenschutz 

Im Rahmen des Länder-Fachgespräches wurde durch die Beiträge der Expertinnen und Experten noch 

einmal bekräftigt, dass im Fokus der rechtlichen Ausrichtung der behördlichen Altersfeststellung der Min-

derjährigenschutz stehen muss. Die vorrangige Beachtung des Wohls des Minderjährigen ist insofern 

Richtschnur der rechtlichen Auslegung und muss folglich auch in der praktischen Ausrichtung Referenz-

punkt allen Handelns sein. Im Hinblick auf medizinische Verfahren der Altersfeststellung bedeutet dies, 

dass diese in Zweifelsfällen dem Beweis der Minderjährigkeit des Betreffenden dienen.  

Im Sinne des Minderjährigenschutzes wird die Verhältnismäßigkeit der Verfahren zur Altersfeststellung 

durch das im Gesetz vorgesehene abgestufte Verfahren (qualifizierte Inaugenscheinnahme, im Zweifels-

fall Ergänzung durch medizinische Untersuchungen) gewährleistet. Auch der „Zweifelsfall“ wird in diesem 

Zusammenhang als ein wichtiger Schutz für die Minderjährigen angesehen, um bei Zweifeln am Alter die 

Minderjährigkeit zu beweisen (vgl. Europ. Unterstützungsbüro für Asylfragen, 2013: 16). 

Dabei gilt es jedoch, stets zu berücksichtigen, dass auch die medizinischen Verfahren insofern keine gesi-

cherten Aussagen über das Alter liefern können, als dass auch hier ein Alter innerhalb einer Spannbreite 

von ein bis zwei Jahren eingeschätzt wird. Es gilt daher immer, ganzheitlich vorzugehen und für die Alters-

feststellung Verfahren zu kombinieren, um Zweifel soweit wie möglich einzugrenzen.  

3.3 Rechtliche Auslegung von „Zweifelsfällen“ 

Gemäß § 42f SGB VIII besteht im Rahmen der behördlichen Altersfeststellung in der vorläufigen Inobhut-

nahme bei unbegleiteten Minderjährigen in Zweifelsfällen eine Verpflichtung des Jugendamts zur Veran-

lassung einer ärztlichen Untersuchung, um das Alter des Betreffenden von Amtswegen festzustellen. Un-

ter welchen Umständen ein solcher Zweifelsfall vorliegt, bedarf jedoch weiterer Spezifizierungen. Im 

Rahmen des Länder-Fachgespräches können die folgenden Aspekte bezüglich der rechtlichen Auslegung 

zum Begriff der Zweifelsfälle zusammenfassend festgehalten werden:  

Das Bundesministerium vertritt in diesem Zusammenhang eine weite Auslegung des „Zweifelsfalles“. Ein 

„Zweifelsfall“ i.S.v. § 42f Abs. 2 S. 1 SGB VIII liegt entsprechend dann vor, wenn nicht mit Sicherheit aus-

geschlossen werden kann, dass ein fachärztliches Gutachten zu dem Ergebnis kommen wird, der Be-

troffene sei noch minderjährig (z.B. vgl. Bayerischer Verwaltungsgerichtshof, 5.4.2017, Az. 12 BV 17.185). 

Die weite Auslegung des „Zweifelsfalls“ ist insofern auch geboten, um eine Inobhutnahme nicht fälschli-

cherweise zu versagen oder verfrüht zu beenden. 

Folglich hat das Jugendamt in Fällen, in denen Zweifel an der Minderjährigkeit des Betreffenden nicht auf 

andere Weise – im Zuge der qualifizierten Inaugenscheinnahme – beseitigt werden, von Amts wegen eine 

ärztliche Untersuchung zur Altersbestimmung zu veranlassen. Damit dienen medizinische Untersuchun-
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gen zur Altersfeststellung, in Ergänzung zum Verfahren der qualifizierten Inaugenscheinnahme und nicht 

an ihrer Stelle, der Ausräumung, zumindest jedoch der Eingrenzung von Zweifeln.  

Derzeit ist die exakte Bestimmung des Lebensalters weder auf medizinischem, psychologischem, päda-

gogischem noch auf anderem Wege möglich. Alle Verfahren können allenfalls Näherungswerte liefern 

bzw. Alterspannen angeben. Daher besteht ein Graubereich zwischen Minder- und Volljährigkeit, in dem 

der Zweifelsfall zur medizinischen Altersfeststellung führt. Die bisherige Rechtsprechung sieht insofern 

einen Graubereich zwischen dem 18. und 23. Lebensjahr vor. Vor dem Hintergrund der Beachtung des 

Minderjährigenschutzes beginnt der Graubereich, in dem Zweifelsfälle auftreten können, folglich ab dem 

18. Lebensjahr und ist dann gegeben, wenn keine einvernehmliche Altersfeststellung nach der qualifizier-

ten Inaugenscheinnahme vorliegt. Das bedeutet, der Betreffende auf seine Minderjährigkeit besteht, dem 

Jugendamt jedoch Hinweise auf ein Alter von bis zu unter 23 Jahren vorliegen. Junge Menschen, die im 

Rahmen der qualifizierten Inaugenscheinnahme auf 16 bis 17 Jahre geschätzt werden, sind nicht als 

benannte Zweifelsfälle einzustufen.  

Bestehen nach Anwendung aller möglichen Methoden zur Altersfeststellung weiterhin Zweifel, ist im 

Zweifel von Minderjährigkeit auszugehen (vgl. VN-Kinderrechtsausschuss, allg. Bemerkung Nr. 6, S. 10).  

3.4 Offene Fragen und weitere Anmerkungen 

Neben den benannten zentralen Aspekten wurden im Rahmen des Fachgespräches noch weitere Punkte 

diskutiert:  

Wie erfolgt der Umgang mit der Vormundschaft im Rahmen der vorläufigen Inobhutnahme, die bei der 

Altersfeststellung auch durch das Jugendamt vertreten wird und wie kann in diesem Zusammenhang die 

notwendige Rollendistanz gewahrt bleiben? 

An dieser Stelle wird die praktische Organisation der rechtlichen Vertretung des Jugendlichen prob-

lematisiert, da bei unbegleiteten minderjährigen Flüchtlingen in der Regel das Jugendamt die Vor-

mundschaft übernimmt, dieses jedoch im Rahmen der Altersfeststellung als Vormund gleichzeitig 

auch die Einwilligung zur ärztlichen Untersuchung im Zweifelsfall geben muss. Das Jugendamt gibt 

folglich die Einwilligung zur Untersuchung, die es selbst im Zweifelsfall beantragen muss.  

Wie kann in diesem Zusammenhang die notwendige Rollendistanz – also die Fähigkeit, die entsprechen-

den situationsbezogenen Normen und Rollenerwartungen wahrzunehmen, sie zu interpretieren und mit 

ihnen reflektierend so umzugehen, dass im Sinne des Betreffenden entschieden wird, gewahrt bleiben?  

In der Praxis kann diese herausfordernde Aufgabe gelöst werden, indem sich qualifiziertes Personal 

hinsichtlich bestehender Standards und nach „den Regeln der Kunst“ professionell verhält sowie in 

der Organisationsform die Vormundschaft und die Leistungsgewährung getrennt werden.  

Wie wird damit umgegangen, dass das Familiengericht nicht an die jugendamtliche Altersfeststellung 

gebunden ist und es mitunter zu unterschiedlichen Feststellungen kommen kann?  

Da sich das Familiengericht in der Regel an der Altersfeststellung des Jugendamtes orientiert, kommt 

es in der Praxis diesbezüglich nur selten zu Problemen. Zudem ist das Jugendamt in familiengerichtli-

chen Prozessen beteiligt. Sollten sich in diesem Prozess neue Informationen erschließen (z. B. Aus-

weisdokumente, die auftauchen), kann das Jugendamt eine erneute Altersfeststellung beantragen. 
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3.5 Zusammenfassung  

Zusammenfassend bleibt festzuhalten, dass im Rahmen des Fachgespräches kein rechtlicher Hand-

lungsbedarf im Sinne einer Veränderung des § 42f SGB VIII geäußert wird. Das in § 42f vorgesehene ab-

gestufte Verfahren wird als geeignet angesehen und soll beibehalten werden. Im Sinne des Minderjähri-

genschutzes wird die Verhältnismäßigkeit der Verfahren zur Altersfeststellung durch das abgestufte Ver-

fahren gewährleistet. Der „Zweifelsfall“ ist zudem insbesondere vor diesem Hintergrund ein wichtiger 

Schutz für die Minderjährigen, weil es bisher keine Methode gibt, mit der das Alter sicher feststellt werden 

kann (vgl. Europ. Unterstützungsbüro für Asylfragen, 2013: 16). 

Ergänzend dazu wird jedoch die Notwendigkeit von Auslegungshinweisen und Erläuterungen gesehen. 

Dies gilt vor allem im Hinblick auf die rechtliche Auslegung und Identifizierung von Zweifelsfällen (siehe 

Kapitel 2.3.), in deren Folge von Amtswegen eine medizinische Altersfeststellung vom Jugendamt veran-

lasst werden muss. 
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 Die behördliche Altersfeststellung aus 4.

jugendhilfepraktischer Perspektive 

 

Blick in die Praxis der Jugendämter 

Folgende Experten wurden gehört. Ihre Präsentationen finden Sie im Anhang an diese Dokumentation.  

 

Herr Carsten Lang  (Jugendamtsleiter der Stadt Trier)  

Herr Lang stellte in seinem Beitrag den Verfahrensablauf der qualifizierten Inaugenscheinnahme im Schwerpunktju-

gendamt Trier vor. Dabei ging er auf die strukturellen und organisatorischen Rahmenbedingungen im Trierer Jugend-

amt ein und benannte verschiedene Qualitätskriterien für das Verfahren. Als zentrale Herausforderung werden neben 

zeitlichen Fristen fehlende Auslegungshinweise für die Handlungspraxis herausgestellt.  

 

Herr Martin Albinus (Jugendamtsleiter der Region Braunschweig  - Niedersächsisches Landesamt für Soziales, Jugend 

und Familie)  

Er berichtete aus der Praxis des Jugendamts der Stadt Braunschweig und beschrieb dezidiert die einzelnen Schritte 

des Verfahrens der qualifizierten Inaugenscheinnahme. Darüber hinaus benannte er hierfür notwendige Qualitätskri-

terien bzw. -standards.  

 

Herr Lucas Johannes Herzog (Abteilungsleiter des Bereichs Erziehungshilfen im Jugendamt der Stadt Stuttgart) 

Er nahm eine fachliche Kommentierung  zum Umgang mit der behördlichen Altersfeststellung vor und machte insbe-

sondere deutlich, dass eine Versachlichung und Normalisierung von öffentlichem Diskurs und Debatte zwingend 

notwendig seien. Zudem müsse das Kindeswohl auch in dieser Frage oberste Priorität haben und Richtschnur allen 

gesetzlichen und fachlichen Handelns sein. 

 

Herr Dr. Dirk Bange (Behörde für Arbeit, Soziales, Familie und Integration Stadt Hamburg) 

Er geht in seinem Vortrag zunächst auf die organisatorischen Strukturen im Landesbetrieb Erziehung und Beratung 

ein, in dessen Verantwortungsbereich die Inobhutnahme minderjähriger Geflüchteter liegt. Er beschreibt das abge-

stufte Verfahren zur Altersfeststellung sowie die fachlichen Standards. Darüber hinaus geht er auf die Praxis und 

Rahmenbedingungen der medizinischen Altersfeststellung bei Zweifelsfällen ein. 

Bei der Betrachtung der behördlichen Altersfeststellung aus jugendhilfepraktischer Perspektive ließen 

sich Gemeinsamkeiten in den Praktiken sowie spezifische Entwicklungsbedarfe feststellen, die im Fol-

genden dargestellt werden. Hierbei gilt es zu beachten, dass die Praxis der Jugendämter - auch, aber nicht 

nur aufgrund ihrer kommunalen Selbstverwaltung - bundesweit heterogen ist und sich die Darstellungen 

auf Beispiele großer Jugendämter in Städten beschränken. Die Praxis, Probleme und Bedarfe in kleineren 

Jugendämtern oder mit Standort im ländlichen Raum können sich hiervon ggf. unterscheiden. 

4.1 Der Verfahrensablauf der qualifizierten Inaugenscheinnahme 

Im Rahmen der vorläufigen Inobhutnahme ist von Amtswegen eine Altersfeststellung durchzuführen. 

Kann mittels der Einsichtnahme in Ausweispapiere das Alter nicht zweifelsfrei festgestellt werden, kommt 

das Verfahren der qualifizierten Inaugenscheinnahme zum Einsatz. Sie ist von Rechtswegen als Verfah-

rensschritt der medizinischen Untersuchung stets vorgeschaltet. 

Die qualifizierte Inaugenscheinnahme stellt sich in der Praxis als hochprofessionalisiertes und komplexes 

Verfahren dar. Sie enthält ein umfassendes Interview bzw. Erstgespräch, welches durch zwei qualifizierte 

Fachkräfte durchgeführt wird sowie unter Hinzuziehung einer Dolmetscherin bzw. eines Dolmetschers 

erfolgt. Aus den Vorträgen ging dabei deutlich hervor, dass seitens der pädagogischen Fachkräfte ein 

spezifisches Erfahrungswissen notwendig ist. Dieses umfasst nicht nur Erfahrungswissen in der sozialpä-

dagogischen Arbeit mit jungen Menschen, sondern idealerweise auch entwicklungspsychologische und -



DIE BEHÖRDLICHE ALTERSFESTSTELLUNG AUS JUGENDHILFEPRAKTISCHER PERSPEKTIVE 

16 

 

physiologische Kenntnisse sowie spezifisches Wissen über die jeweiligen Herkunftsländer, Fluchtrouten 

und -kontexte. Mit Blick auf die einzusetzenden Dolmetscher/innen hat es sich in der Praxis als bedeut-

sam erwiesen, Expert/innen hinzuzuziehen, die neutral agieren, eine wortgetreue Übersetzung vornehmen 

und inhaltlich mit den im Verfahren verwendeten Begrifflichkeiten und ihrer Bedeutung vertraut sind, um 

etwaige Missverständnisse, die sich durch Sprachbarrieren ergeben können, zu reduzieren.  

Im Rahmen des Gespräches werden biographische Fakten (Familiengeschichte, Fluchtroute, Orte des 

Aufwachsens, Bildungsbiographie, etc.) erhoben, die äußere Erscheinung beurteilt sowie ggf. vorliegende 

Dokumente zum Identitätsnachweis begutachtet. Aus den Praxisbeispielen ging hervor, dass sich dieser 

Prozess sehr zeitintensiv darstellt, da eine kleinteilige Erfassung der Biographie des jungen Menschen 

erforderlich ist, um mögliche Ungereimtheiten und Widersprüche sichtbar zu machen. Hierfür sind z.T. 

weitere Gespräche notwendig. Darüber hinaus kann der Prozess zur Vertrauensbildung beitragen und – 

auch jenseits der Frage nach der Altersfeststellung – wichtige Informationen zum Hilfebedarf der jeweili-

gen Person generieren. Führt der Prozess der qualifizierten Inaugenscheinnahme nicht zu einer einver-

nehmlichen Altersfeststellung, wird eine ergänzende medizinische Untersuchung veranlasst (zur Vorge-

hensweise siehe nachfolgendes Kapitel), was sich jedoch nur selten als notwendig erweist. 

4.2 Offene Fragen und weitere Anmerkungen 

Anhand der Vorträge und der anschließenden Diskussion wurden verschiedene Probleme weiterführend 

sichtbar und diskutiert:  

 In der Praxis ergeben sich z.T. Unklarheiten, wie viel Zeit die qualifizierte Inaugenscheinnahme in 

Anspruch nehmen darf und zu welchem Zeitpunkt der vorläufigen Inobhutnahme das medizinische 

Verfahren veranlasst werden muss.  

 Die Dokumentation der Altersfeststellung im Rahmen der qualifizierten Inaugenscheinnahme ist für 

die Gerichtsbarkeit sehr ausführlich zu führen. Daher droht zum Teil die Gefahr von Vollzugsdefiziten. 

 Es bedarf der Fort- und Weiterbildung von Fachkräften, um eine Alterseinschätzung im Rahmen der 

qualifizierten Inaugenscheinnahme vornehmen und bestimmte Entwicklungsstufen anhand von Ver-

halten und Optik erkennen zu können (Spezifika der Herkunftsländer, Entwicklungspsychologie und -

physiologie).  

 Die Altersfeststellung wird aktuell auf Grund der hohen Anzahl unterschiedlicher Nationalitäten (und 

entsprechend fehlender Vergleichsmöglichkeiten) sowie häufig fehlender oder unvollständiger Do-

kumente erschwert. 

 Um zu einer Versachlichung der Diskussion beizutragen, fehlen z.T. eine angemessene Dokumentati-

on und statistische Erfassung der Altersfeststellung. Dies wird als noch zu leistende Aufgabe gesehen.  

 Grundsätzlich sollte statt der Altersfeststellung die Frage nach den Bedarfslagen der jungen Men-

schen stärker in den Vordergrund gerückt werden. Die Altersfeststellung ist dabei nur ein – wenn 

auch entscheidender – Prozessschritt. Die Einordnung des Hilfebedarfs des jungen Menschen wird als 

zentral angesehen.   

 Die Prüfung der Ausweisdokumente stellt nicht selten ein Problem dar. Auch bei offensichtlich ge-

fälschten Dokumenten war es z.T. nicht möglich, in kurzer Zeit einen entsprechenden Nachweis zu 

führen.  

 Es fehlen flächendeckende Qualitätsstandards. Insbesondere in kleineren, ländlich gelegenen Ju-

gendamtsbezirken stellt sich darüber hinaus die Frage nach der Umsetzbarkeit bzw. Gewährleistung 

solcher Standards. Es gilt zu diskutieren, inwiefern die Altersfeststellung auch in der Fläche bedient 

werden muss oder ob hierfür zentrale Stellen eingerichtet werden sollten.  

 Die Jugendämter benötigen gesellschaftlichen und politischen Rückhalt. In der öffentlichen Diskussi-

on sollte stets mit berücksichtigt werden, dass insbesondere kleinere Jugendämter im Jahr 2015 

erstmals mit umF konfrontiert waren und kaum Zeit für den Aufbau von Strukturen hatten.  
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4.3 Zusammenfassung  

Zusammenfassend zeigte sich anhand der vorgestellten Praxisbeispiele, dass es sich bei der qualifizierten 

Inaugenscheinnahme um einen hoch professionalisierten Prozess handelt, der in der Regel zu einer ein-

vernehmlichen Klärung des Alters führt. Dabei erweist sich eine strukturelle Organisation im Jugendamt 

als förderlich, die eine Bündelung von Kompetenzen ermöglicht (z.B. Schwerpunktjugendamt Trier, spezia-

lisierte Abteilung in Hamburg). Derart können die notwendige Expertise und Erfahrung bei den Fachkräf-

ten sowie entsprechende zeitliche Kapazitäten vorgehalten werden.  

Bundesweit gestalten sich die Anforderungen für die Jugendämter vor Ort jedoch sehr divergent und auch 

im Hinblick auf die Amtsgröße, die Erfahrungen und etablierten Vernetzungsstrukturen zeigt sich in die-

sem Zusammenhang derzeit noch ein heterogenes Bild. Durch das Fachgespräch wurde an dieser Stelle 

deutlich, dass zwar die zu erfüllende Aufgabe für alle Jugendämter gleich ist, die Rahmenbedingungen 

der Umsetzung sich mitunter jedoch deutlich unterscheiden können. Darüber hinaus ist an verschiedenen 

Stellen im Prozess der Altersfeststellung der Einbezug externer Expertisen erforderlich. Dies gilt insbeson-

dere mit Blick auf die Begutachtung von Dokumenten, die für manche Jugendämter eine Herausforde-

rung darstellt, da hier zum Teil das notwendige Knowhow zur Beurteilung deren Echtheit fehlt. Etablierte 

Netzwerke und Strukturen sowie eine enge Kooperation, bspw. mit der Polizei und/oder der Ausländerbe-

hörde, können diesbezüglich Entlastung und Abhilfe schaffen.  

Gleichzeitig wurde deutlich, dass aktuelle (kommunal)politische Diskussionen, öffentlichkeitswirksame 

Einzelfälle, aber auch unterschiedliche Rechtsauslegungen der OVG zu Verunsicherungen der Mitarbei-

ter/innen der Jugendämter in ihrer Handlungspraxis führen können. In diesem Kontext werden Bedarfe an 

verlässlichen statistischen Daten zur Altersfeststellung in den Jugendämtern geäußert, die zu einer quan-

titativen Einordnung sowie zu einer Versachlichung der Debatte beitragen könnten.   

Insgesamt wird seitens der Vortragenden aktuell kein gesetzlicher Regelungsbedarf gesehen. Gleichzeitig 

seien jedoch zum einen Fachstandards erforderlich, um geltendes Recht besser umzusetzen und die qua-

lifizierte Inaugenscheinnahme im oben beschriebenen Sinne durchzuführen zu können. Zum anderen 

bedarf es insbesondere hinsichtlich der Frage, wann es sich um einen Zweifelsfall handelt, eindeutiger 

Auslegungshinweise. Begleitend zu den Auslegungshinweisen erfordert das komplexe Verfahren der Al-

tersfeststellung eine auskömmliche Ausstattung mit personellen, zeitlichen und finanziellen Ressourcen 

der Jugendämter vor Ort. Zudem zeigt sich mitunter auch weiterführender Qualifizierungsbedarf bei Fach-

kräften.  
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 Die behördliche Altersfeststellung aus 5.

medizinischer Perspektive 

 

Würdigung der Verfahren der medizinischen Altersfeststellung 

Folgende Experten wurden gehört. Ihre Präsentationen finden Sie im Anhang an diese Dokumentation.  

 

Herr Dr. med. Eckhard Korsch (Oberarzt Neonatologie, Allergologie, Endokrinologie der Kliniken der Stadt Köln 

gGmbH)  

Er stellte in seinem Vortrag die Untersuchungsmethoden der Altersfeststellung aus kinderendokrinologischer Sicht vor 

und diskutierte die Frage, ob sie für eine behördliche Altersfeststellung geeignet sind. Dabei ging er auf die medizini-

schen Methoden zur Skelettaltersbestimmung sowie zum Pubertätsstatus als Basis auxologischer Diagnostik ein und 

benannte die Voraussetzungen sowie die Grenzen dieser Verfahren.   

 

Herr Prof. Dr. med. Andreas Schmeling (stellv. Direktor des Instituts für Rechtsmedizin des Universitätsklinikums 

Münster) 

Der Vortrag begann mit einer Vorstellung der Arbeitsgemeinschaft für Forensische Altersdiagnostik. Anschließend 

wurde die dreistufige Vorgehensweise bei der Erstellung eines medizinischen Gutachtens zur Altersfeststellung vorge-

stellt (Anamnese, Röntgenaufnahmen des Handwurzelknochens und der Weisheitszähne, CT des Schlüsselbeinkno-

chens).  

Auf Basis der rechtlichen Regelung ist ausschließlich in Zweifelsfällen, in denen die qualifizierte Inaugen-

scheinnahme nicht zu einer gemeinsamen und einvernehmlichen Alterseinschätzung führt, eine ärztliche 

Untersuchung zur Altersfeststellung zu veranlassen. Die ärztliche Untersuchung stellt demnach eine Er-

gänzung zur qualifizierten Inaugenscheinnahme dar. Sie ist ihr in der Reihenfolge nachgeordnet und er-

setzt diese nicht. Die ärztliche Untersuchung ist mit den schonendsten und soweit möglich zuverlässigsten 

Methoden von qualifizierten medizinischen Fachkräften durchzuführen. Dies schließt beispielsweise Geni-

taluntersuchungen aus. 

Grundsätzlich wird in den medizinischen Verfahren der Ansatz verfolgt, anhand des biologischen Alters 

des jungen Menschen Rückschlüsse auf dessen chronologisches Alter zu ziehen. Im Rahmen der Vorträge 

wurden die hierzu angewandten medizinischen Verfahren sowie deren Grenzen vorgestellt.  

5.1 Kinderendokrinologische Verfahren der Altersfeststellung  

Die Kinderendokrinologie zieht zur auxologischen Diagnostik zwei Parameter heran: den Entwicklungs- 

bzw. Pubertätsstatus sowie das Skelettalter. Beide Methoden werden in gegenseitiger Ergänzung dazu 

verwandt, normale sowie pathologische Varianten des Wachstums und der Entwicklung festzustellen. 

Dabei wird das medizinisch festgestellte biologische Alter mit dem bekannten chronologischen Alter in 

Relation gesetzt. Zur Feststellung des biologischen Alters werden in der kinderendokrinologischen Praxis 

u. a. Informationen zu Gewicht und Körpergröße, die Entwicklung sekundärer Geschlechtsorgane, aber 

auch Röntgenbilder des Handwurzelknochens erfasst. Darüber hinaus werden zusätzliche Informationen 

zu den Eltern (deren Pubertätsverläufe und Körpergröße) eingeholt. Um das biologische Alter festzustel-

len, werden die Daten des Kindes mit durchschnittlichen Werten eines entsprechenden Vergleichskollek-

tivs in Relation gesetzt. Hierbei gilt es, starke Variationen in der biologischen Entwicklung zu beachten. 

Verschiedene Einflussfaktoren, wie bspw. Ortswechsel, Stress, Unterernährung, aber auch Ethnizität, kön-

nen die (Pubertäts-)Entwicklung entscheidend beeinflussen. Im Rahmen der kinderendokrinologischen 

Diagnostik sind diese Ungenauigkeiten weniger von Bedeutung. Denn Ziel der Altersfeststellung ist in 

diesem Kontext nicht die korrekte Feststellung eines chronologischen Alters, sondern die Feststellung von 

Entwicklungsbeschleunigungen und/oder -verzögerungen. Entsprechend sind die Verfahren – zumindest 
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in ihrer singulären Anwendung – nur eingeschränkt zum Zwecke der behördlichen Altersfeststellung ge-

eignet. Da Röntgenaufnahmen der Hand mit dem Ziel der Altersfeststellung darüber hinaus medizinisch 

nicht indiziert sind, stellen sich zusätzlich medizin-ethische Fragen. 

5.2 Erstellung eines medizinischen Altersgutachtens  

Bereits anhand der kinderendokrinologischen Perspektive auf die Altersfeststellung wurde deutlich, dass 

es sich bei der medizinischen Altersfeststellung um ein sehr voraussetzungsvolles Unterfangen handelt, 

welches nicht zu einer exakten Feststellung des chronologischen Alters einer Person führen kann. Statt-

dessen kann – unter Einbezug von interdisziplinärer Expertise – im Rahmen mehrerer aufeinander auf-

bauender Verfahrensschritte vom biologischen Alter auf eine Altersspanne rückgeschlossen werden, in-

nerhalb derer das chronologische Alter der Person mit hoher Wahrscheinlichkeit liegt.  

5.2.1 Voraussetzungen des Verfahrens 

Voraussetzung für die Durchführung aller Verfahrensschritte der medizinischen Altersfeststellung sind die 

Aufklärung und das Einverständnis der zu untersuchenden Person sowie die Anwesenheit einer Dolmet-

scherin bzw. eines Dolmetschers. Darüber hinaus bedarf es bei den durchführenden Ärztinnen und Ärzten 

ausgewiesener Expertise im Bereich der forensischen Altersdiagnostik, um eine fachgerechte Durchfüh-

rung der im Verfahren notwendigen Analysen durchführen zu können. Dies bezieht sich insbesondere auf 

Erfahrungswissen bezüglich der Auswahl der im Rahmen der Diagnostik heranzuziehenden Vergleichsstu-

dien. Das gesamte spezifische Verfahren kann nicht ohne weiteres von jedem/r niedergelassenen Radio-

logen/in durchgeführt werden. Dabei gilt es zu beachten, dass die Röntgenuntersuchungen (Aufnahme 

der Röntgen- bzw. CT-Bilder von Handwurzelknochen, Weisheitszähnen, Schlüsselbein) von Radiologen 

durchgeführt werden können, die Auswertung und Begutachtung der Aufnahmen sowie die gesamte Al-

tersgutachtenerstellung jedoch spezifische Expertise voraussetzt. Für die Auswertung der Aufnahmen gilt 

dabei das vier- oder auch sechs-Augenprinzip. Das Gutachten muss von erfahrenden Diagnostikerinnen 

und Diagnostikern übernommen und koordiniert werden (z.B. forensische Altersdiagnostik), die dann 

auch die Begutachtung der einzelnen Aufnahmen und die zusammenführende Bewertung vornehmen. Im 

Sinne der Objektivität empfiehlt sich daher die Durchführung der Untersuchungsschritte von der Auswer-

tung und Koordination des Gutachtens zu trennen.  

Während die Untersuchungen selbst in Summe ca. zwei Stunden in Anspruch nehmen, beträgt die Dauer 

bis zur finalen Erstellung des Gesamtgutachtens auf Grund der aufwendigen Organisation bis zu drei Wo-

chen und ist mit Kosten von ca. 1.000 € bis 1.500 € verbunden.  

5.2.2 Ablauf des Verfahrens 

Um vom biologischen Alter auf das chronologische Alter schließen zu können, ist in einem ersten Schritt 

eine umfassende Anamnese des jungen Menschen notwendig. Ziel ist hierbei, Krankheiten oder Medika-

menteneinnahmen, die zu Entwicklungsbeschleunigungen oder -verzögerungen führen, auszuschließen. 

Im Sinne des Minderjährigenschutzes und zur Gewährleistung einer möglichst schonenden Durchführung 

der Behandlung wird in diesem Untersuchungsschritt von einer Genitaliuntersuchung abgesehen (vgl. 

hierzu auch Kapitel 2). Der Nachteil, dass mögliche Erkrankungen, die sich an den Genitalien manifestie-

ren, folglich nicht mehr erkannt werden können, ist dabei in Kauf zu nehmen.  

Liegen keine entwicklungsbeschleunigenden oder -verzögernden Einflussfaktoren vor, werden in Schritt 

zwei die Entwicklungsstadien der Handwurzelknochens sowie der Weisheitszähne anhand von Röntgen-

aufnahmen untersucht. Die Röntgenbilder der Person werden hierbei zu Aufnahmen eines Vergleichskol-

lektivs in Relation gesetzt.  
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Anhand dieses Untersuchungsschrittes lässt sich Volljährigkeit nicht zweifelsfrei nachweisen: Sind die 

Entwicklungssysteme des Handwurzelknochens sowie der Weisheitszähne vollständig abgeschlossen, 

lässt sich nur noch das Mindestalter mit Sicherheit feststellen. Denn beide Entwicklungen können bereits 

vor dem 18. Lebensjahr vollständig abgeschlossen sein.  Nur in Fällen, bei denen die Handwurzelknochen- 

und/oder Weisheitszahnentwicklung noch nicht vollständig abgeschlossen sind, lässt sich demnach Voll-

jährigkeit mit Sicherheit ausschließen. 

Ist dies nicht der Fall, erfolgt ein dritter Untersuchungsschritt, in dessen Rahmen eine CT-Aufnahme des 

Schlüsselbeinknochens veranlasst wird. Auch hier werden Referenzstudien bei Personen mit bekanntem 

Alter herangezogen, die die Variationsbreite der Wachstumsfuge abbilden. Auf dieser Basis lässt sich das 

chronologische Alter der betreffenden Person weiter eingrenzen. Anhand des Stadiums der Verknöche-

rung des Schlüsselbeins lassen sich jedoch ebenfalls nur verschiedene Altersspannen ausweisen (siehe 

Folie 14 der Präsentation von Prof. Dr. Schmeling).  

Im Ergebnis zeigt sich: Volljährigkeit lässt sich im Rahmen der vorgestellten medizinischen Untersuchung 

nur dann zweifelsfrei feststellen, wenn das chronologische Alter einer Person mindestens bei 19,5 Jahren 

liegt. 

5.2.3 Grenzen der medizinischen Altersfeststellung 

Im Vorangegangen wurde deutlich, dass es sich bei den eingesetzten Methoden im Rahmen der ärztli-

chen Untersuchung zur Altersfeststellung nicht um eine exakte Messung, sondern um einen Abgleich von 

Vergleichswerten handelt. Die herangezogenen Vergleichsstudien, die zur Einschätzung der Werte der 

betroffenen Person dienen, sind dabei in der Regel in Mitteleuropa und/oder Amerika durchgeführt wor-

den („kaukasisch“) und zum Teil mehrere Jahrzehnte alt. Studien weisen darauf hin, dass es mit Blick auf 

die Skelettreife Populationsunterschiede in der Geschwindigkeit der Entwicklung gibt. Diese sind insbe-

sondere auf den jeweiligen sozioökonomischen Status zurückzuführen und schränken die Vergleichbar-

keit der Studien dadurch ein. Der Ethnie kommt in diesem Kontext nach Aussage der Vortragenden eine 

nachrangige Bedeutung zu.  

Darüber hinaus besteht die grundsätzliche Problematik, dass sowohl die Pubertätsentwicklung als auch 

das Skelettalter nicht dem chronologischen Alter des jungen Menschen entsprechen müssen. Medizini-

sche Methoden der Altersfeststellung können demnach das Alter einer Person nicht zweifelsfrei feststel-

len. Stattdessen werden in den Gutachten Altersspannen sowie ein wahrscheinliches Alter ausgewiesen. 

5.3 Offene Fragen und weitere Anmerkungen 

Im Rahmen der Diskussion wurden weitere relevante Themen im Kontext medizinischer Altersfeststellung 

benannt: 

 Die Schadenskomponenten der medizinischen Verfahren sind zur Beurteilung der Verhältnismäßig-

keit genauer zu betrachten. So ist insbesondere die CT-Untersuchung des Schlüsselbeinknochens mit 

einer gewissen Strahlenbelastung verbunden. Auch wenn diese als vergleichsweise gering einzu-

schätzen ist (sie entspricht etwa der Strahlenbelastung von vier Interkontinentalflügen), lässt sich ein 

gesundheitliches Risiko nicht ausschließen. So liegen keine Studien hinsichtlich eines Grenzwertes 

vor, unterhalb dessen ionisierende Strahlung mit Sicherheit kein gesundheitliches Risiko beinhaltet. 

Entsprechend ist die CT-Untersuchung zwingend als letztes durchzuführen, auch wenn diese Analyse 

eine genauere Diagnostik ermöglicht als die Röntgenaufnahmen von Hand- und Zahnentwicklung. 

 Wie soll mit medizinischen Zufallsbefunden/ Pathologien umgegangen werden, die im Rahmen der 

nicht-medizinisch begründeten Untersuchung festgestellt werden?  



DIE BEHÖRDLICHE ALTERSFESTSTELLUNG AUS MEDIZINISCHER PERSPEKTIVE 

21 

 

 Wie können Qualifikation und Qualifikationskontrolle medizinischer Altersfeststellungen gewährleis-

tet und organisiert werden? Wer trägt die Verantwortung für die „Güte“ der medizinischen Verfahren? 

 Wie soll damit umgegangen werden, dass die Ergebnisse der Altersuntersuchung herkunftsbezogen 

ausgewertet werden müssen? Es fehlen umfassende und aktuelle Studien mit gesicherten Erkennt-

nissen zu den Einflussfaktoren des sozioökonomischen Status sowie der Ethnizität auf das biologi-

sche Alter.  

 Wer kann ein medizinisches Gutachten unter Gewährleistung der oben genannten Qualitätsstan-

dards1 überhaupt durchführen? Wie kann dies auch unabhängig vom Standort und der Struktur der 

Jugendämter organisiert werden? Hierbei ergeben sich mehrere Herausforderungen:  

o Derzeit besteht eine begrenzte Anzahl an Ärzt/innen, die über das notwendige Knowhow ver-

fügt, um ein solches Gutachten tatsächlich durchzuführen. Es besteht jedoch die Möglichkeit, 

die Röntgen- bzw. CT-Untersuchung von dem zusammenfassenden Gutachten zu trennen. 

Erstere kann dezentral erfolgen, die Befundung sollte jedoch von Expert/innen durchgeführt 

werden. 

o Auch die Anzahl an Ärzt/innen, die überhaupt für Begutachtungen zur Verfügung stehen, ist 

derzeit begrenzt. Auf Grund einer Stellungnahme der Ethikkommission, die von der Erstellung 

von Altersgutachten abrät, sind Ärzt/innen z.T. nur auf Vorlage eines richterlichen Beschlus-

ses bereit, ein solches Gutachten zu erstellen. 

o Die Durchführung der medizinischen Untersuchungen sowie der Erstellung eines entspre-

chenden Gutachtens bedarf mehrerer Personen. Dieser sollte nicht der/die behandelnde 

Arzt/Ärztin des Betreffenden sein. Dies stellt hohe organisatorische Anforderungen an beste-

hende Strukturen sowohl innerhalb der medizinischen Disziplin als auch hinsichtlich der Zu-

sammenarbeit zwischen den Jugendämtern und ansässigen Ärzten und Ärztinnen.  

o Die Qualitätsstandards und Kosten für die Erstellung der Gutachten sind regional sehr unter-

schiedlich.  

5.4 Zusammenfassung 

Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass auch medizinische Verfahren nicht zu einem zweifels-

freien Nachweis von Volljährigkeit führen. Dies gilt insbesondere in dem für die behördliche Altersfeststel-

lung besonders relevanten Graubereich zwischen 18 und 19 Jahren. Hier ist eine genauere Differenzie-

rung mit den aktuell vorliegenden Methoden nicht möglich. In der Folge können auch medizinische Al-

tersgutachten letztlich nur Alterspannen mit einer Schwankungsbreite von mehreren Jahren ausweisen. 

Dabei gilt, dass auch auf Basis der medizinischen Gutachten im Sinne des Minderjährigenschutzes stets 

vom angegebenen Mindestalter auszugehen ist. 

Bei der Erstellung eines medizinischen Altersgutachtens gilt es auch hier im Sinne des Minderjährigen-

schutzes und der Verhältnismäßigkeit, das vorgeschlagene abgestufte Verfahren zu berücksichtigen (sie-

he auch Kapitel 4.2.2). Dieses sieht im ersten Schritt eine (kinderendokrinologische) Anamnese zur Erfas-

sung möglicher entwicklungsbeschleunigender oder -verzögernder Einflussfaktoren vor. Können diese 

ausgeschlossen werden, folgt die Untersuchung der Entwicklungsstadien der Handwurzelknochens sowie 

der Weisheitszähne anhand von Röntgenaufnahmen. Sind diese Entwicklungssysteme abgeschlossen, 

sollte als weiterer Untersuchungsschritt zur Eingrenzung des Alters die CT-Aufnahme des Schlüsselbeins 

erfolgen. Im Ergebnis zeigt sich: Volljährigkeit lässt sich im Rahmen der vorgestellten medizinischen Un-

tersuchung nur dann zweifelsfrei feststellen, wenn das chronologische Alter einer Person mindestens bei 

19,5 Jahren liegt. 

                                                      
1 Auf der Internetseite der Deutschen Gesellschaft für Rechtsmedizin finden sich ausführliche Empfehlungen zur Durchführung 

medizinischer Verfahren der Altersdiagnostik.   

https://www.dgrm.de/arbeitsgemeinschaften/forensische-altersdiagnostik/empfehlungen/  
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Für die Erstellung eines medizinischen Gutachtens ist dabei ein Team aus Fachärzt/innen notwendig. Alle 

Analyseschritte sind mindestens im Vier-Augen-Prinzip durchzuführen. Zusätzlich ist ein unabhängige/r 

koordinierende/r Gesamtgutachter/in notwendig (siehe auch Kapitel 4.2.1.). Dies stellt hohe organisato-

rische Anforderungen an bestehende Strukturen sowohl innerhalb der medizinischen Disziplin als auch 

hinsichtlich der Zusammenarbeit zwischen den Jugendämtern und ansässigen Ärzten und Ärztinnen und 

muss weiter qualifiziert werden.  
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 Die behördliche Altersfeststellung – 6.

Herausforderungen und 

Entwicklungsperspektiven 

6.1 Altersfeststellung bei minderjährigen Geflüchteten – Versachlichung der Debatte  

Das Thema der Altersfeststellung ist durch Straftaten einzelner junger Geflüchteter medial und politisch 

in die Öffentlichkeit gerückt. Bei der Kinder- und Jugendhilfe liegt eine Verantwortung dafür, Sorge zu 

tragen, dass nur minderjährige unbegleitete Flüchtlinge in Obhut genommen werden. Um das leisten zu 

können, ist es bedeutsam, dass in der aktuellen Diskussion fachliche Fragen nach dem korrekten Verfah-

ren der (medizinischen) Altersfeststellung geklärt werden. Darüber hinaus müssen über die Frage der 

Altersfeststellung junger Geflüchteter weitere Aspekte verhandelt werden. Ersichtlich wird dies zum Bei-

spiel im Bereich der Hilfen für junge Volljährige. Jugendämter geraten zunehmend unter Legitimations- 

und Kostendruck. Denn obwohl auch die medizinischen Verfahren der Alterseinschätzung in ihrer Ausrich-

tung den Beweis der Minderjährigkeit als Zielrichtung haben, werden diese mitunter gegenteilig zum 

Nachweis der Volljährigkeit des jungen Menschen angewendet. Die aktuelle Debatte sollte daher zum 

Anlass genommen werden, die Tätigkeit der Kinder- und Jugendhilfe im Rahmen des Kindeswohls und 

Minderjährigenschutzes besser aufzustellen. Dazu braucht es neben abgesichertem empirischem Wissen 

auch eine (fach-)politische Öffentlichkeit für die Jugendämter und die dort tätigen professionellen Fach-

kräfte.  

6.2 Kein Änderungsbedarf der rechtlichen Grundlage – Notwendigkeit von 

Auslegungshinweisen  

Im Rahmen des Fachgesprächs wurde deutlich, dass sich aktuell kein rechtlicher Handlungs- bzw. Verän-

derungsbedarf abzeichnet. Das gesetzlich vorgeschriebene abgestufte Verfahren wird derzeit sowohl un-

ter dem Gesichtspunkt der Verhältnismäßigkeit als auch der Gewährleistung des Minderjährigenschutzes 

als ausreichend angesehen.  

Allerdings stellt sich die Frage nach dem Vollzug des Gesetzes: Zurzeit scheint keine allgemein anerkann-

te Methode der Altersfeststellung vorhanden, die das Alter eines Menschen zweifelsfrei auf den Tag ge-

nau bestimmen kann. Sämtliche Verfahrensergebnisse weisen daher eine Unschärfe in der Spannbreite 

von einem Jahr bis zu vier Jahren auf. Die für Jugendämter verpflichtend vorgeschriebene Feststellung des 

Alters eines jungen Menschen im Rahmen der vorläufigen Inobhutnahme gem. § 42f SGB VIII wird hin-

sichtlich Verwaltungsverfahren und Vorgehensweise in den Ländern und Kommunen unterschiedlich um-

gesetzt. Zudem existieren unterschiedliche landesrechtliche Regelungen zur Umsetzung sowie landesspe-

zifische Konkretisierungen und Ausgestaltungen der gesetzlichen Rahmungen. Hieraus resultiert die Not-

wendigkeit der Klarstellung bzw. Erläuterung der Auslegung der Rechtsnorm, die zu einer bundesweit 

einheitlichen Auslegung beitragen könnte. Dies betrifft sowohl notwendige Hinweise zur Ausgestaltung 

des Verfahrensablaufs als auch insbesondere die Frage nach einer konkretisierenden Auslegung der im 

Gesetz angesprochenen „Zweifelsfälle“, in denen die qualifizierte Inaugenscheinnahme durch medizini-

sche Verfahren zu ergänzen ist. Richtschnur der rechtlichen Auslegung muss dabei stets die vorrangige 

Beachtung des Wohls des Minderjährigen sein. Die nichtmedizinische sowie medizinische Altersfeststel-

lung dient in diesem Sinne dem Beweis von Minderjährigkeit.  
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6.3 Die Altersfeststellung – Primat der Kinder- und Jugendhilfe erhalten 

Durch Fehleinschätzungen in Einzelfällen entsteht auch über die mediale und politische Debatte der Ein-

druck eines grundsätzlich vorherrschenden Misstrauens gegenüber der Tätigkeit der Kinder- und Jugend-

hilfe im Bereich der Altersfeststellung. Daraus resultierte in der Folge eine Debatte um Zuständigkeiten 

und Deutungshoheiten, die nur noch am Rande die inhaltlichen Fragen der Verfahren der Altersfeststel-

lung tangiert. Daher wird über die Thematisierung der medizinischen Verfahren der Altersdiagnostik die 

Frage, ob die Aufgabe der Altersfeststellung bei der Kinder- und Jugendhilfe verbleiben soll oder diese 

zukünftig in die Ressorts verlagert und nur noch unter Beteiligung der Jugendhilfe erfolgen wird, stets 

implizit mitdiskutiert.  

Die Bundesregierung verweist in der Antwort einer Kleinen Anfrage der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-

NEN ausdrücklich auf die Zuständigkeit des Jugendamts hin: „Die verbindliche Entscheidung, ob es sich 

bei der betreffenden Person um einen unbegleiteten Minderjährigen im Rechtssinn handelt, bleibt den 

dafür zuständigen und über entsprechende Fachkenntnisse verfügenden Jugendämtern vorbehalten“ (BT-

Drs. 18/9972, S. 2). Auch im Rahmen des Fachgesprächs wurde die Altersfeststellung als Primat der 

Jugendhilfe nicht in Frage gestellt. So wurde einmal mehr deutlich, dass es sich bei der qualifizierten In-

augenscheinnahme um ein ausdifferenziertes Verfahren handelt, welches in der Regel verlässlich in eine 

einvernehmliche Altersfeststellung mündet. Entsprechend sind die Jugendämter auf der Grundlage eines 

komplexen sozialpädagogisch-diagnostischen Verfahrens dafür geeignet und dazu in der Lage, der Aufga-

be der Altersfeststellung in angemessener Form hoch-professionell nachzukommen. Letztlich besteht aus 

rechtlicher wie praktischer Perspektive kein Zweifel, dass die qualifizierte Inaugenscheinnahme auch 

weiterhin der medizinischen Altersfeststellung rechtlich voranzustellen und letztere lediglich bei Fortbe-

stehen begründeter Zweifel in Ergänzung durchzuführen ist.  

 

6.4 Auskömmliche Ausstattung der Infrastruktur vor Ort – Anforderungen sichtbar 

machen 

Die Altersfeststellung wird grundsätzlich als Selbstverwaltungsaufgabe in Verantwortung der Träger der 

örtlichen Kinder- und Jugendhilfe durchgeführt. Viele – insbesondere kleine – Jugendämter waren im Jahr 

2015 jedoch erstmals mit der Aufnahme von unbegleiteten minderjährigen Flüchtlingen konfrontiert. 

Nicht immer können die Mitarbeiter/innen vor Ort daher auf ein entsprechendes Erfahrungswissen 

und/oder gewachsene Strukturen zurückgreifen. Nicht zuletzt vor dem Hintergrund, dass im Zweifelsfall 

immer eine Kombination unterschiedlicher Verfahren notwendig ist, stellen sich hohe organisatorische 

Anforderungen an bestehende Strukturen, sowohl innerhalb der sozialpädagogischen und medizinischen 

Disziplin als auch hinsichtlich der Zusammenarbeit zwischen den Jugendämtern und ansässigen Ärzten 

und Ärztinnen. Neben Fragen der Rechtsauslegung und fehlender Richtlinien und Standards zum konkre-

ten Vollzug der Rechtsnorm, ist demzufolge auch die Frage nach den Rahmenbedingungen zu stellen, die 

es zu schaffen gilt, damit die Kinder- und Jugendhilfe ihrem rechtlichen Auftrag in angemessener Form 

auch tatsächlich nachkommen kann. 

Wie wichtig vorhandene Expertise sowie umfassende zeitliche Ressourcen angesichts des komplexen und 

zeitintensiven Verfahrens der qualifizierten Inaugenscheinnahme sind, machten nicht zuletzt die Exper-

tenvorträge aus den Jugendämtern deutlich. Hierbei wurde auch ein weiterführender Qualifizierungsbe-

darf bei Fachkräften sichtbar.  

Die Frage nach den Rahmenbedingungen ist dabei nicht nur hinsichtlich der nichtmedizinischen Verfah-

ren der Altersfeststellung zu stellen. Gleiches gilt für die medizinischen Verfahren. Die Beiträge der Medi-

ziner belegen offenkundig, wie voraussetzungsvoll sich auch dieses Verfahren gestaltet. So bedarf es 

ausgewiesener Expertise in der Erstellung medizinischer Altersgutachten, um die Untersuchungsergebnis-
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se fachgemäß interpretieren zu können. Darüber hinaus sind mehrere Fachärzt/innen sowie ein/e koor-

dinierende/r Gesamtgutachter/in hinzuzuziehen. 

Vor diesem Hintergrund gilt es, grundsätzlich zu diskutieren, wie diese Aufgaben – insbesondere mit Blick 

auf den ländlichen Raum – dezentral organisiert werden können und ob und an welchen Stellen im Ver-

fahren eine Bündelung von Aufgaben bzw. Expertisen sinnvoll wäre (z.B. Schwerpunktjugendämter). 

6.5 Handlungssicherheit für Fachkräfte (wieder) herstellen – Ausgestaltung von 

interdisziplinären Handlungsempfehlungen 

An mehreren Stellen in der Diskussion wurde auf eine zunehmende Verunsicherung sozialpädagogischer 

Fachkräfte in den Jugendämtern verwiesen, die sowohl auf die öffentliche und politische Diskussion, aber 

auch die unterschiedlichen Praktiken und Auslegungen zurückgeführt wird. Dies gilt dabei für die qualifi-

zierte Inaugenscheinnahme sowie für die medizinischen Verfahren gleichermaßen.  

Hieran zeigt sich ein großer Bedarf der Entwicklung von erweiterten interdisziplinären Handlungsempfeh-

lungen für einheitliche Standards hinsichtlich der Verfahren zur Altersfeststellung sowie der Konkretisie-

rung der Rechtsauslegung.  

Diesbezüglich lässt sich aus den Erkenntnissen des Fachgespräches die Notwendigkeit der Erarbeitung 

interdisziplinärer Handlungsempfehlungen ableiten. Dazu könnte die Durchführung eines Modellprojektes 

hilfreich sein, in dem eine multidisziplinäre Arbeitsstruktur unter der Beteiligung mehrere Professionen 

(Recht, Medizin und Kinder- und Jugendhilfe) und bundeslandübergreifend die Verfahrensschritte der Al-

tersfeststellung rekonstruiert, Fehlerquellen identifiziert und entsprechende Empfehlungen erarbeitet. 

Diese könnten nicht nur der (Wieder-)Herstellung von Handlungssicherheit aller Beteiligten dienen, son-

dern auch einen Beitrag zum professionellen Umgang mit der Ungenauigkeit der bisherigen Verfahren 

leisten. 
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 Anhang  7.

Die Altersfeststellung aus rechtlicher Perspektive  

 

Herr Prof. Dr. jur. Guido Kirchhoff (Ostfalia Hochschule für angewandte Wissenschaften– Fakultät Handel 

und Soziale Arbeit) 
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Frau Dr. Heike Schmid-Obkirchner (Referentin für Rechtsfragen der Kinder- und Jugendhilfe des Bundes-

ministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend) 
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Die Altersfeststellung aus jugendhilfepraktischer Perspektive  

 

Herr Carsten Lang (Jugendamtsleiter der Stadt Trier)  
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Herr Martin Albinus (Jugendamtsleiter der Region Braunschweig des Nieder-sächsischen Landesamtes für 

Soziales, Jugend und Familie)  
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Herr Lucas Johannes Herzog (Abteilungsleiter des Bereichs Erziehungshilfen im Jugendamt der Stadt 

Stuttgart)  

 

Fachliche Kommentierung 

 

1. Hintergrund der Kommentierung 

Ich bin weder Jurist noch Verwaltungsexperte, sondern seit vielen Jahren sozialpädagogische Fachkraft in 

Leitungsfunktion beim Jugendamt der Landeshauptstadt Stuttgart. Bereits Anfang der neunziger Jahre 

des vorigen Jahrhunderts war ich für UMF aus Afghanistan und Irak als Heimleiter zuständig, seit 2012 

bin ich als Abteilungsleiter für alle Themen und Aufgaben rund um UMF im JA Stuttgart zuständig. Wie für 

manch andere Kommunen, Landkreise und deren Jugendämter ist für uns das Thema also nicht neu, wir 

konnten über viele Jahre Erfahrungen sammeln, Strukturen aufbauen, Verfahren entwickeln und Stan-

dards etablieren. Bis ca. 2014 hat das Thema UMF weder die Öffentlichkeit noch die Politik interessiert.  

Parallel dazu konnte ich als Vorstand der Internationalen Gesellschaft für erzieherische Hilfen (IGfH) bun-

dessweit auf Fachtagungen, Fortbildungen, Hearings und in einem Praxisentwicklungsprojekt unsere 

Erfahrungen und Kenntnisse einbringen und um gute Lösungen für die zunehmend relevante und größer 

werdende Zielgruppe der UMF in der Zuständigkeit der Kinder- und Jugendhilfe ringen und beitragen. Mei-

ne nachfolgende Kommentierung und mein Plädoyer zum Umgang mit der behördlichen Altersfeststel-

lung ist auf diesem Hintergrund zu verstehen.  
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2. Einleitende Gedanken und Bemerkungen 

In der Biographie eines jeden Menschen gibt es individuelle und kollektive Zäsuren, die mehr oder weni-

ger einschneidend und bedeutsam sind; eine davon ist der Eintritt in die Volljährigkeit, verbunden mit 

Rechten und Pflichten.  

 

In der Zuständigkeits- und Hilfebiographie der UMF in der deutschen Kinder- und Jugendhilfe ist die Frage 

der Minderjährigkeit oder Volljährigkeit wohl die bedeutsamste Zäsur und Weichenstellung.  

 

Bezogen auf die durchschnittliche Dauer eines Menschenlebens von ca. 80 Jahren oder auf die Verweil-

dauer eines UMF in der Zuständigkeit der Jugendhilfe von ca. 3-4 Jahren ist diese Zäsur ein kurzer Mo-

ment, sozusagen eine „Millisekunde“ im gesamten Lebensverlauf. Um diese „Millisekunde“ ist ein erbit-

terter Streit um Zuständigkeiten und Deutungshoheit ausgebrochen, der auch Anlass dafür ist, dass die-

ses Fachgespräch heute stattfindet.  

 

Die Klärung der Fragen, ob ein junger Geflüchteter minderjährig oder volljährig ist, dient letztlich nur ei-

nem einzigen Zweck: nämlich der Feststellung, ob ein Jugendamt ermächtigt und verpflichtet ist, einen 

jungen Menschen in Obhut zu nehmen oder nicht. Einen Volljährigen darf es nicht in Obhut nehmen, einen 

Minderjährigen muss es in Obhut nehmen, wenn es das Kindeswohl erfordert.  

Überhaupt nicht zu tun mit dieser Altersklärung hat die viel wichtigere Frage, ob ein junger Mensch Hilfe-, 

Schutz- und Unterstützungsbedarf hat. Hierin aber liegt die eigentliche und zentrale Aufgabe der Kinder- 

und Jugendhilfe, und zwar laut SGB VIII für junge Menschen bis zum 27. Lebensjahr. Das gerät zuneh-

mend in Vergessenheit, hieran muss und möchte ich einleitend erinnern.  

 

3. Fachliche Kommentierung 

 Die ca. 650 Jugendämter in Deutschland haben ihren, seit November 2015 neu gesetzlich geregelten 

Auftrag angenommen und erledigen ihre Aufgaben rund um UMF gut bis sehr gut; und das, obwohl 

bis dahin sicherlich 2/3 der Jugendämter noch nie einen UMF gesehen haben, die Aufgaben für sie 

also völlig neu waren.  

 Obwohl das „UMF-Gesetz“ den Jugendämtern kaum Zeit zur Vorbereitung für den Aufbau von Struktu-

ren, Verfahren und Ressourcen gelassen hat, ist die Umsetzung in der Praxis erstaunlich reibungslos 

und gut verlaufen: Warum wird das öffentlich kaum gewürdigt? Wäre es nicht an der Zeit für eine er-

neute „Imagekampagne“ der Jugendämter: „Hilfe die ankommt – die Jugendämter kümmern sich!“ 

 Von schätzungsweise bundesweit über 100.000 Alterseinschätzungen bei UMF, die die Jugendämter 

in den letzten Jahren durchgeführt haben, haben eine Hand voll zweifelhafter oder falscher Entschei-

dungen für eine beispiellose mediale Aufmerksamkeit, Skandalisierung und Misstrauen gesorgt. Das 

ist absurd, irrational und unangemessen. Die Versachlichung und Normalisierung von öffentlichem 

Diskurs und Debatte ist dringend angesagt.  

 Die Jugendämter brauchen die Ermutigung, den Rückhalt und das Vertrauen von Politik und Zivilge-

sellschaft, damit sie ihrem gesetzlichen Auftrag auch weiterhin gut und motiviert nachkommen kön-
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nen. Was sie nicht brauchen, ist permanentes Misstrauen, öffentliche Kritik, mediale Skandalisierung 

und die Drohung mit ständig neuen gesetzlichen Regelungen und Zuständigkeiten.  

 Die Jugendämter brauchen Rechtssicherheit und die Bestätigung und Gewissheit, dass das Primat 

der Kinder- und Jugendhilfe für alle jungen Menschen gilt, ob mit oder ohne Fluchterfahrung. 

 Es gibt kein Vollzugsdefizit bei der Umsetzung des § 42f SGB VIII, wenngleich nicht auszuschließen 

ist, dass es in der heterogenen Landschaft der öffentlichen Träger auch Umsetzungsdefizite oder Ver-

besserungsbedarf gibt. Einer gesetzlichen Neuregelung bedarf es hierzu nicht. Die Entwicklung von 

Fachlichkeit und Qualität bracht Zeit und einen längeren Atem.  

 Die UMF und die Fachkräfte der Kinder- und Jugendhilfe müssen sich darauf verlassen können, dass 

das kindeswohl oberste Priorität hat und Richtschnur allen gesetzlichen und fachlichen Handelns ist; 

weder die UN-Kinderrechtskonvention noch die Einheitlichkeit und Gültigkeit des SGB VIII für alle jun-

gen Menschen sind dabei in Frage zu stellen.  

 Wer redlich diskutiert und argumentiert, weiß, dass es kein bekanntes und anerkanntes Verfahren zur 

punktgenauen Altersbestimmung eines Menschen gibt. Wir müssen mit Näherungswerten und Un-

eindeutigkeit leben. Nirgends auf der Welt und an keiner Stelle im Leben gibt es die absolute Sicher-

heit und Eindeutigkeit; die relative Unsicherheit aber ist eine Bedingung der Freiheit mit der Verpflich-

tung, die dadurch entstehenden Spielräume verantwortlich, fachlich gut und kreativ auszugestalten. 

Hierin liegt eine Aufgabe der Kinder- und Jugendhilfe, nicht aber in der Herstellung absoluter Sicher-

heit.  
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Herr Dr. Dirk Bange (Abteilungsleiter Familie und Kindertagesbetreuung der Behörde für Arbeit, Soziales, 

Familie und Integration Stadt Hamburg) 
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Die Altersfeststellung aus medizinischer Perspektive  

 

Herr Dr. med. Eckhard Korsch (Oberarzt Neonatologie, Allergologie, Endokrinologie der Kliniken der Stadt 

Köln gGmbH)  
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Herr Prof. Dr. med. Andreas Schmeling (stellv. Direktor des Instituts für Rechtsmedizin des Universitäts-

klinikums Münster) 
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